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Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstrasse

Urteil

Im Namen des Volkes

In dem Verwaltungsrechtsstreit

wegen
Hundesteuer

hat die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts Neustadt an der Weinstraße aufgrund der Beratung vom 18. Juni 2003, an der teilgenommen haben

Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Dr. Scheffler
Richter am Verwaltungsgericht Scheurer
Richter Krauß
ehrenamtliche Richterin Bankkauffrau Dietz
ehrenamtlicher Richter Dipl.-Ing. Ebert


für Recht erkannt:

Die Klage wird abgewiesen.

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger.

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand

Der Kläger wendet sich gegen seine Heranziehung zur Hundesteuer für zwei Hunde der Rasse American Staffordshire Terrier.

Mit Bescheiden vom 21. Februar 2002 setzte die Beklagte zu Lasten des Klägers die Hundesteuer für das Jahr 2002 für jeweils einen Hund der Rasse American Staffordshire Terrier in Höhe von 614,- € fest. Hiergegen erhob der Kläger ohne Erfolg Widerspruch.

Zur Begründung der vorliegenden Klage trägt er vor, dass es keine fachwissenschaftlich fundierten Erkenntnisse darüber gebe, wonach Hunde bestimmter Rassen gefährlicher seien als andere Hunde. Die frühere Rechtsprechung, die den Gemeinden erlaubte, für Kampfhunde höhere Steuersätze festzulegen, könne nicht mehr aufrecht erhalten werden.

Der Kläger beantragt,



die Bescheide der Beklagten vom 21. Februar 2002



aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,



die Klage abzuweisen

und verweist zur Erwiderung auf ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz vom 26. November 2002.

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die gewechselten Schriftsätze und eingereichten Unterlagen sowie die Verwaltungsakten der Beklagten verwiesen. Diese waren Gegenstand der Beratung vom 18. Juni 2003.

Entscheidungsgründe

Der Klage, über die das Gericht mit Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Verhandlung entscheiden kann (§ 101 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung 
- VwGO -), bleibt der Erfolg versagt. Denn die angefochtene Steuerfestsetzung ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in eigenen Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). 

Der streitgegenständliche Bescheid findet seine rechtliche Grundlage in § 1 des Landesgesetzes über die Ermächtigung der Gemeinden zur Erhebung von Hundesteuer und Vergnügungssteuer vom 2. März 1993 i.V.m. den §§ 1, 2, 9 Abs. 1, 10 der Hundesteuersatzung der Beklagten.

Nach diesen rechtlichen Vorgaben ist der Kläger verpflichtet, eine im Vergleich zu gewöhnlichen Hunden erheblich höhere Hundesteuer für die Haltung eines American Staffordshire Terrier zu entrichten.

Zunächst ist rechtlich nicht zu beanstanden, dass der Kläger als steuerpflichtiger Hundehalter zur erhöhten Kampfhundesteuer herangezogen wurde. § 2 Abs. 1 HStS, der bestimmt, dass Hundehalter ist, wer in der Gemeinde seinen Wohnsitz  und einen Hund in seinen Haushalt oder Betrieb aufgenommen hat, ist rechtlich nicht zu beanstanden. Die Abhängigkeit der Steuerpflicht von einem örtlichen Anknüpfungspunkt im Sinne des Art. 105 Abs. 2a GG stellt ein sachgerechtes Kriterium dar, um zu beurteilen, ob der Steuertatbestand des § 1 Abs. 1 HStS erfüllt ist (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. November 2002 - 6 C 10609/02.OVG -).

Der Haupteinwand des Klägers, es verstoße gegen höherrangiges Recht, insbesondere gegen Art. 3 GG, dass Hunde der Rasse American Staffordshire Terrier gemäß § 9 Abs. 2 HStS unwiderlegbar als Kampfhunde angesehen werden und deshalb gemäß § 10 HStS einer erhöhten Steuer unterliegen, greift nicht durch. Das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz hat bereits in seinem Urteil vom 19. September 2000 (Az.: 6 A 10789/00.OVG) entschieden, dass die Hundesteuer neben der Einnahmeerzielung auch dem Zweck dienen kann, die Haltung von Hunden bestimmter Rassen einzudämmen. Diese Rechtsprechung hat das OVG Rheinland-Pfalz in seinem Urteil vom 26. November 2002 (a.a.O.) bestätigt und im Einzelnen ausgeführt, dass der mit der erhöhten Kampfhundesteuer angestrebte Lenkungszweck auch unter kompetenzrechtlichen Gesichtspunkten keinen Bedenken begegnet. Diese Rechtsprechung steht in Einklang mit den Vorgaben des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. z. B. BVerwG, Urteil vom 19. Januar 2000 - 11 C 8.99 -).

Bei einer erhöhten Kampfhundesteuer von 614,- € pro Jahr erreicht die Besteuerung im vorliegenden Fall nicht eine Höhe, die befürchten ließe, dass mit der Steuererhebung lediglich noch Lenkungs-, nicht jedoch fiskalische Zwecke verfolgt werden. Mit einer monatlichen Belastung von 51,16,- € für jeden gehaltenen Kampfhund ist nicht davon auszugehen, dass die Kampfhundesteuer in ein Verbot der Kampfhundehaltung umschlägt. Insofern ist auf die Gesamtheit der Hundehalter und nicht auf Einzelne abzustellen. Deshalb liegen die Voraussetzungen für eine "erdrosselnde Wirkung" der Kampfhundesteuer nur dann vor, wenn die Halter solcher Hunde in aller Regel und nicht nur in Ausnahmefällen durch den erhöhten Steuersatz wirtschaftlich an der Haltung ihres Hundes gehindert werden. Hierfür hat der Kläger nichts vorgetragen und Entsprechendes ist auch nicht ersichtlich, wenn man sich das Verhältnis der erhöhten Steuer zu den sonstigen Kosten eines Kampfhundes vor Augen führt (vgl. hierzu OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. November 2002, a.a.O., m.w.N.). Nur der Vollständigkeit halber sei in diesem Zusammenhang darauf verwiesen, dass in der Rechtsprechung eine Hundesteuer zwischen 1.000,- DM und 1656,- DM pro Kampfhund bereits in älteren Entscheidungen als nicht erdrosselnd angesehen worden war (vgl. BVerwG, Beschluss vom 10. Oktober 2001 – 9 BN 2.01 = DÖV 2000, S. 249; OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 19. September 2000 - 6 A 10789/00.OVG - und OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 15. Mai 2001 - 14 B 472/01 -).

Im Übrigen begegnet es keinen Bedenken, die erhöhten Kampfhundesteuersätze auf bereits angeschaffte Kampfhunde anzuwenden. Denn hierbei handelt es sich um einen Fall der rechtlich unbedenklichen unechten Rückwirkung (BVerwG, Urteil vom 19. Januar 2000, a.a.O.).

Gegen die Kampfhundesteuer bestehen auch keine rechtlichen Bedenken im Hinblick auf die ordnungsrechtlichen Regelungen der bereits mehrfach zitierten GfHVO (vgl. hierzu OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. November 2002, a.a.O.).

Schließlich ist auch die Einstufung der Hunde der Rasse American Staffordshire Terrier, als Kampfhunde rechtlich unbedenklich. Diese Rasse war bereits mehrfach Gegenstand obergerichtlicher Entscheidungen (vgl. z. B. BVerwG, Beschluss vom 10. Oktober 2001, a.a.O.; OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. November 2002, a.a.O.). Dabei weist das Gericht - wie bereits in früheren Verfahren unter Beteiligung des Bevollmächtigten des Klägers - darauf hin, dass unter steuerrechtlichen Gesichtspunkten die Anknüpfung an eine abstrakte Gefährlichkeit, im Einklang mit der obergerichtlichen Rechtsprechung allein aufgrund einer unwiderlegbaren Vermutung der abstrakten Gefährlichkeit einer bestimmten Hunderasse erfolgen darf. Die Erstellung von Rasselisten in den einschlägigen Hundesteuersatzungen ist daher nicht zu beanstanden. So hat auch der Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 4. Juli 2001 (Az.: VGH B 12/00 u.a.) die in § 1 Abs. 2 GfHVO verankerte Rasseliste, in der ebenfalls der American Staffordshire Terrier erwähnt wird, als rechtlich unbedenklich angesehen.

Es begegnet bei der Erstellung der Rasselisten im Übrigen keinen Bedenken, wenn andere, ebenfalls auffällige Rassen dort nicht berücksichtigt werden (OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. November 2002, a.a.O., m.w.N.).

Da es nach der dem Bevollmächtigten des Klägers aus früheren Verfahren und Hinweisen des Gerichts bekannten, gefestigten obergerichtlichen Rechtsprechung somit nach alledem nicht auf die konkrete Gefährlichkeit des betroffenen Hundes zur Rechtfertigung einer erhöhten Kampfhundesteuer ankommt, sondern vielmehr allein dessen abstrakte Gefährlichkeit aufgrund der auch im Steuerrecht geltenden Grundsätze der Typisierung und Pauschalierung zur Rechtfertigung einer erhöhten Besteuerung genügt, ist die Klage mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 1 VwGO abzuweisen.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit wegen der Kosten folgt aus den §§ 167 VwGO, 708 ff. ZPO.

Rechtsmittelbelehrung

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz beantragen. Dabei müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. Als Prozessbevollmächtigte sind auch Steuerberater und Wirtschaftsprüfer zugelassen. Juristische Personen des öffentlichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch durch Beamte und Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbehörde oder des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zugehören, vertreten lassen.

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße, Robert-Stolz-Straße 20, 67433 Neustadt, zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist bei dem Verwaltungsgericht einzureichen.

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn

1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,

3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

4. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesverwaltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder

5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

gez. Dr. Scheffler gez. Scheurer gez. Krauß

B e s c h l u s s :

Der Streitwert wird auf 1.228,- € festgesetzt (§ 13 Abs. 2 GKG).

gez. Dr. Scheffler gez. Scheurer gez. Krauß
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